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Die Ikassenlage des Reicks
Einigung mit den Banken

Pr . B e r l i n , 24 . April <Prw .- Tel .> Die B e r ha n D I n « •
gen mit den Banken des Reichs , um den Ulti »nobedarf sicherzu-
stellen , haben, wie wir hören, zu einem Abschluß geführt .
Es wird ein dreimonatlicher Schatzwechfelkredit
in Höhe von 170 Millionen Reichsmark gewährt , der
zum jeweiligen Lombardzinssatz der Reichsbank zu verzinsen
ist zuzüglich 1IB Proz . Provision . Dieser Kredit ist im Juli
abzudecken. Das wird dadurch möglich, daß der Juli ein guter
Steuermonat ist, in dem Überschüsse vorhanden find, so daß
für Ultimo Juli neue Kredite nicht aufgenommen zu werden
brauche» . Schon im April ohne neue Kredite über die Kaf -
fenschwierigkeiten hinwegzukommen , war dadurch unmöglich ,
daß die A r b e i tS l o s e n v e r s i ch e r n n g , die bis Ultimo
März einen Kredit von 260 Millionen Reichsmark in Anspruch
genommen hatte , weitere Kredite in Höhe von KV Millionen
erhalten hat. Außerdem waren noch erhebliche Ausgabeureste
vorhanden , die im April gezahlt werden mußten .

Der Kreis der kreditgebenden Banken hat sich
erweitert . Das Reich steht mit der P r e n ß e n k a s s e in Ber -
Handlungen zwecks Rückzahlung des Hundertmillionenkredits ,
den die Preußenkasse für ultimo März und auch für ultimo
April zur Verfügung gestellt hat . Das Reich erbittet eine
neue Kreditermächtigung von 200 Millionen
Reichsmark . Es handelt sich bei dieser neuen Ermächtigung
um eine rein formelle Schwierigkeit , die durch die Stellung -
« ahme der Reichsschuldenverwaltung entstanden ist.

Die Kosten der Arbeitslosigkeit
Reichsfinanzminister Dr. Hilferding verhandelte Dienstag

mittag in Berlin , wie angekündigt , mit den Vertretern der
Regierungsparteien über die Frage des Bankkredits für die
Meichskasse. Die Verhandlungen nahmen längere Zeit in An -
.spruch und endigten mit der Vereinbarung , daß die Regie -
rungsparteien ein Jnitiativgesetz einbringen werden , das die
Anleiheermächtigung des Reiches um 200 Millionen erhöht.

Der Antrag der Regierungsparteien erhöht die im Art . 2 des
Nachtragsetats für 1928 auf 908 Millionen festgesetzte An -
leiheermächtigung (davon 250 Millionen für Darlehen an die
Arbeitslosenversicherung ) um 201,1 Millionen , sie erreicht also
1109,1 Millionen Reichsmark .

Der Zweck der Erhöhung ist , der Regierung die Möglichkeit
zu geben , den weiteren Ansprüchen der Reichsanstalt für Ar-
beitslosenversichernng auf Gewährung von Darlehen zu ge-
nügen . Da die Zahl der unterstützungsberechtigten Arbeitslosen
trotz des saisonbedingten starken Rückgangs immer noch erheblich
über der Grenze liegt , innerhalb deren die Reichsanstalt für Ar-
beitslosenversicherung die Unterstützungen ans ihren eigenen
Beitragseinnahmen finanzieren kann, muß nach wie vor , wie
das seit Mitte Januar der Fall ist, das Reich einstweilen mit
Darlehen an die Reichsanstalt einspringen . Wie die „Franks .
Ztg ." berichtet, war man sich bei der Erörterung der Angele -
genheit innerhalb der Regierungsparteien darüber klar, daß im
Sinne einer Andeutung , die Dr. Hilferding bereits in seiner
Etatrede im März gemacht hat , eine beschleunigte Änderung
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes notwendig sei, damit die
Belastung der Reichskasse durch Darlehen auf ein erträgliches
Maß eingeschränkt werde . In welcher Richtung die Reform
gehen soll, darüber scheinen allerdings die Meinungen noch
auseinanderzugehen .

Die Westmittelmeerfahrt »es »Graf Zeppelin "
Das Luftschiff „Graf Zeppelin "

, das wie gemeldet » Dienstag
mittag 18.32 Uhr zu seiner Westmittelmeerfahrt aufgestiegen
ist, passierte um 18.50 Uhr Konstanz . Nachdem gegen 15 Uhr
Basel überflogen war , wurde das Schiff um 16.50 Uhr über
Chalon -sur - Saone gesichtet. Die Schiffsführung hat sich wegen
des immer noch unfreundlichen Wetters im Mittelmeergebiet
entschlossen, den Kurs zunächst wieder westlich mit dem Ziel
Gibraltar zu nehmen . Der Stand des „Graf Zeppelin " war
um 13 .30 Uhr abends Montlu «:»» (Ostfrankreich ) : Stand um
Li Uhr : Bordeaux mit Kurs über den Golf von Biscaya auf
Kap Ortegal (Nordspitze von Spanien ) . 3 Uhr früh überflog
das Luftschiff La Coruna . Das Wetter war nach einigen Re -
genschauern jetzt wieder klar und ruhig .

*
WTB . Lissabon, 24 . April (Tel .) Das Luftschiff „Graf Zep¬

pelin " hat auf seiner Mittelmeerfahrt um 10.30 Uhr die Stadt
überflogen . Das Erscheinen des Luftschiffes über Lissabon
bedeutete für die Bewohner der Stadt , die noch nie ein lenk-
bares Luftschiff gesehen hatten , eine große Sensation . Vier
Militärflugzeuge waren dem „Graf Zeppelin " entgegengeflo -
gen und begleiteten ihn auf seinem Fluge über die Stadt .

Zum Lohnschiedsspruch im Ruhrbergbau . Dem Schiedsspruch ,der den Bergarbeitern eine effektive Lohnerhöhung bringt ,
werden die Arbeitgeber , deren Vertreter für den Schieds -
spruch gestimmt haben, zustimmen . Dagegen werden die
Arbeitnehmer voraussichtlich diesen Schiedsspruch ableh -
nen , und zwar mit der Begründung , daß die Arbeitgeber
von der bproz. Lohnzulage nur 0,05 Proz . tragen , den darüber
hinausgehenden Teil aber das Reich in Form der den Ar-
beitern zustehenden Subventionierung der Knappschaft über -
nehme . Diese Unterstützung jedoch sei den Arbeitern bereits
vor der Lohnerhöhung zugesagt gewesen . Aus diesen Erwä -
gungen heraus werden die Revierkonserenzen , wie man an -
nimmt , kommenden Sonntag den Schiedsspruch ablehnen .

Letzte Nachrichten
Das lgndwirttcdaktlicde Motprogramm

Die Lage der Genossenschaften
BDZ . Berlin , 24 . April . (Tel . ) Im Reichstags »

auSschuß für die Durchführung deS landwirt .
fchaftlichen Notprogramms gab Präsident K l e p -
per ( Preußische Zentralgenossenschastskafle ) einen überblick
über die finanzielle Lage der zentralen Geld -
stellen der Genossenschaftsverbände .

Die B e r l u st e , insbesondere bei der Deutschen Raiffeifen -
bank und der Genossenschaftlichen Zentralkasse des Reichsland -
bundes , betrugen etwa 6 0 Millionen Reichsmark . Die
Verluste seien zu einem erheblichen Teile ans n i ch t g e n o s-
senschaftlichen Geschäften der Deflation ? »
zeit entstanden . Die eingeleitete Reorganisation des Genossen ,
schaftswesens werde die Dezentralisation des Geldverkehrs brin -
gen, daneben würde sich auch im genossenschaftlichen Unter -
bau die Notwendigkeit einer Berlustbereinigung herausstellen .
Mit den erforderlichen Mitteln sei die Preußenkasse bereits zueinem großen Teile eingesprungen . Es sei erforderlich , nun -
mehr die Mittel aus den im Borjahr « bereitgestellten
25 - Millionen - Fonds heranzuziehen nnd dnrch die Befreiung
des Genossenschaftswesens von der Last des toten Kapitals die
Grundlagen für die R a t i » n a l i s i e r „ n g des Genossen -
schaftswesens zu schaffen.

ReichSernährungsminister Dietrich erklärte , daß er Be -
denken dagegen habe, die Reichsbeihilfe von 25 Millionen
Reichsmark lediglich zur Deckung der Berluste zu verwende ».
Ein großer Fortschritt sei die Erkenntnis , daß eine Ratio »
nalisierung ohne Sanierung nicht möglich sei.
Im übrigen hätte die Rentenbank - Kreditanstalt ,die doch mitwirken müsse, eine klare Entscheidung bisher noch
nicht getroffen . Das Reich könne den Betrag von 25 Millionen
nur ausgeben , wenn diese beiden Banken sich an der Aktion
beteiligen . Das Verfahren der Hilfsaktion sei vielleicht in der
Weise zweckmäßig, daß die Entscheidung über die Verwendung
der Reichsmittel dem Reichsernährungsminister obliege , und
daß diese Entscheidung dnrch einen Ausschuß bei der Preußen -
kasse vorbereitet werde, in dem je ein Vertreter des Reichs -
ernährungsministeriums , der Preußenkasse und der Renten -
bank- Kreditanstalt sitzen . Er könne die Sache jedenfalls vor
dem Reichstag nur dann vertreten , wenn ihm bei der Per -
teilung der Mittel die Entscheidung zustehe.

Die Atlsschus;sitze im Sieichstag
VDZ . Berlin , 24 . April . (Tel .) Nachdem mau sich im

Ältestenrat des Reichstages über die Neuverteilung der Aus -
schußsitze nicht hat einig werden können, unternimmt jetzt die
Wirtschaftspartei einen neuen Vorstoß, um ihre Wünsche
durchzusetzen. Sie hat im Reichstag folgenden Antrag einge -
bracht, der auch von der Bayrischen Volkspartei unterstützt
wird : „Die Besetzung der Ausschüsse erfolgt entsprechend der
Mitgliederzahl der Fraktionen nach den Bestimmungen der Ge -
schäftsordnung .

"

Preußen und die Reicdsrekorm
Hessen gegen Braun

Der preußische Ministerpräsident Braun hat in einer Land -
tagsrede zur Innenpolitik erklärt, er könne die Pläne , die
z. B . auf die Bildung eines Groß -Hessens oder eines Landes
Niedersachsen hinausliefen , nicht ernst nehmen . Auf dem Wege
der Rationalisierung unseres Staatswesens gebe es keine Zer -
schlagung oder Auflösung Preußens ; der Weg führe nur über
einen festen Kern , den das Preußische Staatswesen darzu -
stellen habe.

Dazu bemerkt das Organ der hessischen Landesregierung ,die „Darmstädter Zeitung " : „Es braucht gegenüber den Aus -
führungen des preußischen Ministerpräsidenten nicht betont
zu werden , daß man über die Wege zur Reichsreform in
Südwest - und Mitteldeutschland anderer Ansicht ist. Unseres
Wissens hat Ministerpräsident Braun den großpreußischen
Standpunkt in der Öffentlichkeit noch nie so fest, um nicht zu
sagen schroff, vertreten wie dieses Mal ."

Severins für den Einheitsstaat
Im Reichswirtschaftsrat in Berlin sprach Dienstag nach-

mittag Reichsinnenmimster Severins auf Einladung des Ver -
eins Berliner Kaufleute und Industrieller über das Thema
„Deutscher Einheitsstaat , seine weltpolitische und weltwirt -
schaftliche Notwendigkeit und die Wege zu seiner Verwirk -
lichung ". Der Minister warnte zunächst davor, Sparsamkeits -
maßnahmen zu ergreisen , die in Wirklichkeit keine sind. Die
Verwirklichung des Einheitsstaates würde aber eine beträcht-
liche Verbilligung des Verwaltungsapparates bedeuten . In
der Hauptsache käme es darauf an , den Norden und den Sü -
den, Bayern , Württemberg , Baden und Preußen zusammen -
zubringen . Da fei außerordentlich schwer, zumal Bayern in
erster Linie aus Gründen der Staurmeseigenart dem Gedan -
ken erheblichen Widerstand entgegensetze. Von einer Länder -
konferenz sei nicht allzu viel zu . erhoffen . Ein Volksentscheid
könnte dann nur dann Aussicht auf Erfolg haben , wenn der
Einheitsstaat so plastisch herausgestellt werden könnte, das;
ihn auch der primitivste Wähler begriffe . Das Eigenleben der
Länder lasse sich wegen der Reparationslasten durchaus nicht
mehr aufrecht erhalten , auch wenn heute einzelne Länder noch
so verzweifelt um ihre Selbständigkeit kämpften , die sie in
Wirklichkeit gar nicht mehr besitzen .

* Fortsetzung der Ikonkerenz
In der gestrigen Vollsitzung der Reparationskonferenz

hat man sich erfreulicherweise auf den Beschluß hin ge-
einigt , die Beratungen fortzusetzen . Innerlich rechnet
man aber doch noch immer mit der Möglichkeit , daß eine
wirkliche Einigung unter den Sachverständigen nicht zu -
stände kommt. Nur so läßt es sich verstehen , daß in der
Vollsitzung gestern ein Unterausschuß gebildet wurde,
welcher den Auftrag hat , bereits den Konferenzbericht zu
entwerfen . In diesem Bericht sollen die bisherigen Er -
gebnisse niedergelegt werden. Man geht davon ans , daß
ja in verschiedenen wichtigen Punkten — vor allein or¬
ganisatorischer Natur — Einmütigkeit erzielt wurde. Was
die anderen Punkte betrifft , so soll die Berichterstattung
darüber noch offen bleiben . Und inzwischen soll versucht
werden, in vertraulichen Besprechungen der Sachverstän-
digen untereinander eine Einigung über diese Punkte
herbeizuführen .

Die Entscheidung ist also gewissermaßen vertagt wor-
den. Da man allerseits eine Verständigung wünscht und
nicht ganz ohn? Hoffnungen ist, hat man es für das Wich-
tigste gehalten , Zeit zn gewinnen. Diese Zeitspanne wird

• etlva zehn bis vierzehn Tage umfassen : in den zwei Wo -
chen wird der Unterallsschuß seinen Bericht auftrags -
gemäß beendet habeil. Bis dahin muß also Klar-
heit geschaffen worden sein , ob man sich einigen kann oder
nicht .

Der Unterausschuß der Reparationskonferenz hat
gestern seine erste Sitzung abgehalten. Er setzt sich wie
folgt zusammen. Für Deutschland Dr. Schacht , für Frank¬
reich Morreau , für England Josiah Stamp , für Amerika
Owen D . Avung , für Italien Pirelli , für Belgien Franc -
qui nnd für Japan Mori .

Der Pariser „Temps " glaubt , die Ausgaben des Un-
terausfchusses wie folgt kennzeichnen zu können : Es han-
dele sich zunächst um das Statut der Bank für internatio -
nale Zahlungen , die beauftragt sein werde , die deutschen
Zahlungen aus Reparationskonto entgegenzunehmen, sie
zu transferieren und unter die Gläubiger zu verteilen,
des weiteren die Kommerzialisierungsanleihe aufzulegen
und ihren Zinsendienst sicherzustellen . Diese Bank werde
außerdem den Ländern Kredite eröffnen können , in fämt-
lichen Ländern , einschließlich Deutschland Gelder anlegen,
die Entwicklung des Handels , der Industrie und der
Landwirtschaft fördern und infolgedessen die Besserung
der wirtschaftlichen Bedingungen ermöglichen können . Es
handele sich auch um die Unterteilung der deutschen An-
nuitäten in zwei Teile , von denen der eine ungeschützt
kommerzialisiert werden könne, während der andere einen
in einer Klausel festgelegten Transfer - oder Morato -
riumsfchutz weiterhin genießen werde .

Recht interessant ist die Tatsache , daß die Pariser Mor-
genblätter im allgemeinen den Beschluß der Reparation ?-
konferenz billigen und es begrüßen, daß damit die not-
wendige Zeit zu einem nochmaligen Verständigungsver-
such genommen wurde . Der „Matin " schreibt : Wenn
Dr. Schacht auch , falls ihm an einem Erfolg liegt, sehr
weitgehendes Entgegenkommen zeigen muß. so können
die anderen ihm doch dabei helfen , und es wird immer
wahrscheinlicher, daß sie das nur können , wenn sie die
Mittel suchen , um die Hilfsquellen Deutschlands mit Hilfe
der Tätigkeit der internationalen Bank zu mehren , und
wenn sie in zweiter Linie , wenn sie auch die Mobilisie¬
rung von 13 Milliarden Reichsmark für die Reparationen
fordern müssen, zu jeder Regelung des Annuitätenteils ,
der für die Schulden in Frage kommt , bereit sein müssen ,
unter der einzigen Bedingung , daß die Zahlungen an
Amerika nicht ihr eigenes Budget belasten .

Das ist eine Auslassung , die nicht nach schroffer Ab-
lehnung klingt . Ebenso beachtenswert ist die Äußerung
eines anderen Blattes , des „Populaire "

, in welchem der
Sozialistenführer Leon Blum schreibt: „Selbst wenn in
14 Tagen keiuc Verständigung erzielt werden sollte, selbst
wenn die Konferenz auseinander geht , ohne ihre Auf-
gäbe erfüllt zu haben, würde niemand das Recht haben ,
zu verzweifeln . Die Initiative würde alsdann von den
Sachverständigen auf die Negierungen, und besonders auf
die amerikanische Regierung , übergehen. Niemand, der
unterrichtet ist und klar denkt , hat sich einbilden können ,
daß die Arbeiten der Konferenz ohne gleichzeitige Kon -
Zessionen der Deutschen , der Alliierten und der Vereinig -
ten Staaten Erfolg haben würden. An dem Tage, an
dem die direkte Verständigung zwischen Deutschland und
den Alliierten sich als unmöglich erweist , muß man Hof-



fen , daß die Vereinigten Staaten die Pflicht begreifen ,
die ihnen ihre wirtschaftliche Souveränität und die «uro -
päischen Notwendigkeiten auferlegen .

"

Indessen wollen wir uns durch die verständigen Presse -
stimmen aus Paris um Gottes willen nicht zu einem
Optimismus verführen lassen . Denn es gibt daneben
auch andere Äußerungen , die klar erkennen lassen , daß
wohl doch der größte Teil der öffentlichen Meinung in
Frankreich hie Unterwerfung Deutschlands unter die be -
kannten Forderungen der Gläubigerstaaten verlangt . Die
Erfüllung eines solchen Verlangens ist, wie wir fchon
mehrfach betont haben , völlig ausgeschlossen . Mit allem
Nachdruck müssen wir immer wieder darauf hinweisen ,
daß das Angebot der deutschen Delegation das Äußerste
dessen darstellt , was Deutschland zahlen kann . Wahr -
fcheinlich ist sogar die von Dr . Schacht genannte Sumine
von 1,65 Milliarden pro Jahr schon zu hoch. Richtig
bleibt natürlich das eine , daß die deutsche Leistungs -
fähigkeit steigen müßte , wenn die Gläubigerstaaten tfns
diese oder jene Erleichterung gewähren . Werden sie das
tun ?

Aus dem Neicdstag
Die Reuten der Standesherren — Die Reichsregicrung und

Paris — Ruhegehälter
Der Reichstag überwies am Dienstag den Gesetzentwurf zur

Regelung älterer staatlicher Renten dem Rechtsausschutz . Hin -
ter diesem offiziellen Titel verbirgt sich die Vorlage , mit der
die aus uralten Zeiten stammenden Renten der depossedierten
Fürsten und Standesherren abgelöst werden sollen . Nach dem
Gesetz sollen diejenigen Renten entschädigungslos wegfallen ,
die als Ausgleich für die Aufgabe oder den Verlust standcS --
herrlicher oder landesherrlicher Rechte , verlorene Waideigen -
schaftsrechte und ähnliche Vorrechte aus alter Zeit begründet
si» d. Im übrigen sollen die Rentenverpflichtungen grundsätz -
lich auf 8 Proz . ihres Goldmarkbetrages festgesetzt werden , für
den Verlust von Grundbesitz und beim Vorliegen bestimmter
Unterhaltslasten bis auf 25 Proz .

Ohne Aussprache wurden das deutsch - rumänische Zivilpro «
zeßabkommen , der Weltfunkvertrag und das internationale
Übereinkommen über die Festsetzung von Mindestlöhnen in
dritter Beratung angenommen .

Dann begann die zweite Beratung des Etats für 1929 mit
dem Haushalt des Reichspräsidenten . Nach einer kommunisti -
fchen Angriffsrede gegen den Reichspräsidenten wurde dieser
Haushalt bewilligt , ebenso ohne Aussprache der Haushalt des
Reichstages .

Beim Haushalt des Reichskanzlers kritisierte Abg . Graf
Westarp von der Deutschnationalen Volkspartei die Regierung ,
die er trotz der iu den Osterferien vollzogenen Ergänzung als
wenig fest fundiert bezeichnete . Er sprach hier deutlich sein
-Mißtrauen aus , erklärte aber , daß seine Freunde im jetzigen
Âugenblick kein formales Mißtrauensvotum einbringen wür »
den . Bei einer Besprechung der Pariser Reparationsverhand -
lungen stimmte er den jüngsten Ausführungen des preußischen
Ministerpräsidenten Braun zu und verurteilte um so schärfer
die Haltung der sozialdemokratischen und eines Teiles der de -
,nokratischen Presse .

Reichskanzler Müller betonte in einer kurzen Erwiderung ,
daß die jetzige Regierung durchaus arbeitswillig und arbeite ,
fähig sei .

'
Er begrüßte es , daß die durchaus von der Regie -

rung unabhängigen deutschen Sachverständigen trotz aller
Schwierigkeiten die Pariser Verhandlungen fortsetzen wollten .
Wie auch der Ausgang dieser Verhandlungen sei , die Politiker
würden unter allen Umständen noch zusammenkommen müssen .

Es folgte nur noch eine kommunistische und eine national -
sozialistische Oppositionsrede , dann wurde der Hanshalt des
Reichskanzlers in der Ausschußfassung bewilligt .

Der dann folgende Haushalt für Versorgung und Ruhe -
gehälter brachte wie in jedem Jahre eine ausführliche Debatte .
Von allen Rednern wurde betont , daß trotz der großen Finanz -
last , die dem Reiche aus der Versorgung der Kriegsopfer er -
wächst , bei der Erfüllung dieser vaterländischen Pflicht nicht
gespart werden dürfe . Eine besser ^ Unterbringung oer aus
dem Dienste scheidenden Angehörigen von Reichswehr und Po -
lizei wurde verlangt . Eine große Rolle spielten in der Aus -
spräche aifclj die vou den verschiedenen Parteien verschieden be-

; urteilten Wünsche auf Neuregelung der Pensionen . Der Aus -
schuß hat in einer Entschließung die Regierung um Vorlegung
eines Pensionsgesetzes für politische Beamte ersucht .

Am heutigen Mittwoch um 15 Uhr soll die Aussprache wei»
tergehen . Auf der Tagesordnung steht auch ein von den Re -
gierungsparteien neu eingebrachter Antrag , der die Anleihe -
ermächtiguug für die Regierung um Mg Millionen erweitern
will , um das Kassenmanko des Reiches zu decken .

Tanzabend der Ikarlsruber zfackscdule
D . I . Fürstenau

Die Erscheinungen des Komplexes , den man unter dem Be -
yriff „ Moderne Tanzkunst " zusammenzufassen Pflegt , sind so
mannigfaltig , daß sie im allgemeinen kaum richtig in ihrer
Souderart erkannt werden können und deshalb meist auch
einem falschen Wertmaßstab unterliegen . Die Fachschule nun ,
die der Ballettmeister des badischen Landestheaters . Harald
Josef Fürstenau , hier begründet hat , will allerdings Tänzer
und Tänzerinnen erziehen , diese jedoch vorwiegend für den
Theaterberuf vorbereiten . Dies ist nun immerhin ein Pro -
gramm , das sich gegenüber übertriebenen Ankündigungen so
mancher Schüler nicht nur durch exaktere Formulierung aus -
zeichnet , sondern bezüglich des anzustrebenden Zieles auch
durch bescheidene Aufrichtigkeit überzeugt . Aber es ist zwei -
fellos durchaus keine zweitrangige Angelegenheit , wenn sich
in ihrem Darstellungsstil eine Tanzgruppe stets nur erinnert ,
daß sie im Grunde sich absolut den höheren Theatervorgängen
unterzuordnen habe .

Damit ist eigentlich schon erklärt , warum man wenigstens
bei der AusbildungSklaffe auf das Zutagetreten jeglichen Per -
sönlichkeitswunders ganz gern verzichtet und sowohl bei den
mehr theoretischen Darbietungen des ersten Teiles wie bei den
Einzeltänzen der zweiten Hälfte des Programms vor allem
auf die technische Ausführung achtete . Und da ergab sich nun
das erfreuliche Resultat , daß hinter allen tänzerischen Lei -
stuugeu , mit denen sich die Fachschule Fürstenaus im Künst¬
lerhaus vorstellte , unbedingt ernste Schaffensarbeit steckt, ja
daß selbst in der geschickten Ausnützung des — freilich recht
primitiven — Bühnenraumes kaum eine Nummer der um -
fangreichen Vortragsfolge versagte . Wir haben zwar einige
Tanzabende Fürstenaus in der Erinnerung , wo das gerade
nicht immer der Fall war , müssen jedoch jetzt bekennen , daß

Der endgültige Reichswirtschastsrat
Am Dienstag hat im Reichstag unter Vorsitz des Reichs -

Wirtschaftsministers Dr . Curtius eine Besprechung mit den
Sachreferenten der Regierungsfraktionen über die Gestaltung
des Gesetzentwurfes über den endgültigen Reichswirtschafts -
rat stattgefunden .

Die Besprechung hatte das Ziel , eine Verständigung der Re -
gierungsparteien untereinander über die Art der Zusammen -
setzuug des Reichswirtschaftsrates herbeizuführen , wobei auch
die Tendenz bemerkbar war , den Vorschlägen des vorläufigen
Reichswirtschaftsrates selbst in weitem Umftlnge Rechnung zu
tragen . Die Fraktionen werden sich am Donnerstag mit dem
Gesetzentwurf und dem Ergebnis der gestrigen Beratungen be-
schäftigen . Bemerkenswert ist, daß auch andere Parteien außer
den Regierungsparteien dem Gesetzentwurf zustimmen müssen ,
das als verfassungsänderndes Gesetz eine Zweidrittelmehrheit
zur Annahme verlangt .

Der Talsperrenbau in der oberen Saale . In Berlin :st von
den Vertretern des Deutschen Reiches und der Länder Preu -
Ken und Thüringen der Vertrag über den Bau der Talsperre
in der oberen ^ -aale unterzeichnet worden . Es sollen zwei
Grotzsperren errichtet werden , die geeignet sind , fast den ge-
samten Wasserabfluß der Saale während eines Jahres auf -
zuftauen und ebenso auf der eine «Leite zur Verringerung
der schädlichen Hochwasser der Eibe und der Saale selbst bei -
zutragen , wie andererseits zur Anreicherung der Elbe bzw .
des Mittellandkanals zu dienen . Die Gesamtanlage erhält
einen Stauraum von rund 400 Millionen Kubikmeter .

Der beleidigte Hölz . Das Amtsgericht in Neustadt a . H . hat
in der Privatbeleidigungsklage , die Max Hölz gegen den Re -
dakteur des „Pfälzischen Kurier " angestrengt hatte , den
Hauptschriftleiter Frankel zu 13» Mi Geldstrafe oder zehn
Tagen Haft verurteilt . Zum istrafmaß sagt das Urteil , es
handele sich um schwere Vorwürfe . Man möge zu den Taten
des Hölz sich stellen wie man wolle , so dürfe man doch den
politischen Gegner nicht mit Vorwürfen überhäufen , deren
Richtigkeit nicht nachgewiesen werden könne . Wenn das Ge -
richt trotzdem zu einer geringen Geldstrafe gelangt sei, so ge-
schehe es deshalb , weil der Privatkläger kein Interesse an
einer hohen Bestrafung der Beschuldigten gezeigt habe .

Die amerikanische » Einwanderungsquoten . Im Einwände -
rungoausschuß des amerikanischen Bundessenats stellte Sena -
tor Reed den Antrag , die Beratung der eingereichten Gesetz,
entwürfe betr . Aufhebung bzw . Aufschub der neuen Einwände -
rungsquoten auf unbestimmte Zeit , d . h . für die ganze Dauer
der Sondersession des Kongresses » zu vertagen . Dieser Antrag
wurde mit 4 gegen 2 Stimmen angenommen und eine Be -
fchlußfassung des Ausschusses zur Sache selbst dadurch unmög -
lich gemacht . Das Einwanderungsgesetz wird somit , wenn nicht
noch unvorhergesehene Ereignisse eintreten , am 1 . Juli in Kraft
treten .

Kurze Nachrichten
Der deutsche Botschafter beim Prinzen vou Wales . Der

Prinz
' von Wales gab Dienstag abend im St . James -Palast

zu London ein Essen , zu dem u . a . der deutsche Botschafter Dr .'
Sthamer und Gattin , der vormalige amerikanische Staatssekre »
tär Kellogg und Gattin und Lord d 'Abernon geladen waren, -

Für das Biindestanzleramt in Österreich soll Professor Mit -
telberger als Kandidat vorgeschlagen werden . Er war früher
Obmann der christlichsozialen Parteiorganisation in Vorarl -
berg und gehörte von 1910 der Vorarlbcrger Landesregierung
an .

Englische Ozeanriesen . „Daily Telegraph " meldet , daß die
Ingenieure der Cunard Line gegenwärtig damit beschäftigt
seien , Pläne für zwei Ozeanriesen aufzustellen , die zum min -
desten eine Verdrängung von 75 <100 Tonnen haben sollen . Es
werde erwartet , daß diese Schiffe allen anderen Ozeandamp -
fern an Schnelligkeit überlegen sein würden .

Zn schweren Zusammenstößen zwischen Studenten in Lem -
berg kam es in einem dortigen Restaurant . Die Angehörigen
zweier Verbände gingen mit Säbeln und Rapieren aufeinan -
der los . Es wurden auch Revolverschüsse gewechselt . 36 Stu -
deuten wurden verwundet , darunter 17 schwer.

Hinrichtung durch die mexikanischen Aufständischen . Zwei
Mexikaner , die beschuldigt wurden , Spione im Dienste der
mexikanischen Regierung zn sein , wurden in Nogales ( « onora )
asif Befehl der militärischen Behörden der Ausständischen hm -
gerichtet .

Aushebung der Exterritorialrechte iu China . Wie dem
„Daily Telegraph " gemeldet wird , hat die Nankinger Regie -
rung die Vertreter der Hauptmächte in China offiziell davon
in Kenntnis gesetzt, daß China beabsichtige , vom 1 . Januar
1930 ab die Exterritorialrechte der Ausländer aufzuheben .
Sollten die Mächte bereit sein , zu einer freiwilligen Einigung
zu gelangen , so schlage China vor , daß die entsprechenden Maß -
nahmen einheitlich für alle Mächte getroffen werden sollen .

er als choreographischer Leiter in der Tat das Geschick eines
zumindest im Handwerklichen sicheren Könners besitzt. Aller -
dings , auch heute noch scheint uns die Verbindung alter und
neuer Elemente , die er anstrebt , zuweilen nicht ganz klar und
die auf ihn zurückzuführende tänzerische Auswertung einer
Melodie oft noch zu anekdotenhaft , oder literarisch , aber das
sind kleine Sünden wider den Tanzgeist , die im Verhältnis
zu seiner großzügigen , wohldurchdachten Methode , wovon ins -
gesamt der Abend ein recht günstiges Zeugnis gab , wenig
bedeuten . Jedenfalls hielt die bunte Reihenfolge der Darbie -
tungen bis zum Ende , was sie gleich zu Anfang versprach :
Sie war eine Projektion der aktuellen Tanzprobleme . Zweck-
los daher , die Namen der einzelnen Mitwirkenden von der
Ausbildungsklasse (durchgehende körperlich recht gewandtes
und stark begabtes Material ) oder die Beteiligten aus Laien -
kreisen anzuführen ; nur erwähnt sei , daß Kurt Köhler am
Klavier für sichere und musikalische Unterstützung sorgte und
daß die geschmackvolle Kostümierung — für manchen Tänzer
und Tanz nicht unwichtig — von Alexander Heintz stammt .

H . Sch . '

Anselm -Feuerbach - Ausstellnng in Karlsruhe . Die Badische
Kunsthalle , die bekanntlich neben ihren reichhaltigen Beständen
des öfteren mit hochwertigen Sonderausstellungen hervortritt ,
wird anläßlich des 100 . Geburtstages von Anselm Feuerbach
eine Feuerbach -Gedächtnisausstellung zeigen . Die Ausstellung ,
die am 12. Mai auf die Dauer von etwa 6 Wochen eröffnet
wird , umfaßt eine Auswahl der bedeutsamstell Gemälde und
Handzeichnungen des Meisters aus öffentlichem und Privat -
besitz , worunter sich zum Teil bisher ungezeigtes Material be-
findet .

Das Rheinmuseum in Jstein , das die kulturellen Gegen -
stände des Oberrheingebiets aufnimmt , wird Anfang Juni offi -
ziell eröffnet werden . Die Sammlungen sind in letzter Zeit
durch schöne geschichtliche Gegenstände vermehrt worden .

Badiselier Teil
Die Nbeinregullerung

Sitzung der Zentralkommission
Uber die Tagung der Zentralkommission für die Rheinschiff ,

fahrt in Strahburg wird durch Havas berichtet , die Kommis .
sion habe den größten Teil ihrer Tagung der Revision der
Mannheimer Akte vom 17. Oktober 1868 gewidmet und diese
Revision in erster Lesung beinahe beendet .

Die deutsche und die schweizerische Delegation haben Er -
klärungen abgegeben über die Rheinregulierung zwischen
Stratzburg - Kehl und Jstein . Aus dieser Erklärung geht her -
vor, ' daß die zwischen Deutschland und der Schweiz angebahn .
ten Verhandlungen zu einem endgültigen Einvernehmen zwi -
schen diesen beiden Ländern geführt haben . Wie es in dem
Beschluß der Kommission vom 29. April 1925 vorgesehen war ,
haben sich die deutsche und . die schweizerische Regierung ver -
pflichtet , die nötigen Maßnahmen zu ergreifen , damit die
Schiffahrt während der Ausführung der Regulierungsarbei »
ten durch diese keine nennenswerte Behinderung erfährt und
auf eigene Kosten alle schädlichen Folgen zu beheben , die für
den bereits regulierten Teil der Wasserstraße unterhalb
Straßburg durch die Ausführung und das Bestehen der Re -
gulierungsarbeiten oberhalb Straßburg - Kehl entstehen köun »
ten .

Die Basler Rheinschisfahrts - A . - G . und die Societe Suisse
de Remorquage waren an die Zentralkommission mit geims »
sen Beanstandungen der Schissbarkeit des Rheins an der Bau -
stelle für das Kembs « Stauwerk herangetreten . Hierzu hat
die Kommission von der Erklärung der französischen Delega -
tion Kenntnis genommen , daß alle nötigen ergänzenden Maß »
nahmen im Interesse der Schiffahrt ergriffen werden sollen .

Wadischer Tandrag
Haushaltsausschutz

Dr. Glockner u . Gen . stellen den Antrag , daß Baden für dil
Angestellten im Bereich der badischen Staatsverwaltung eine
zusätzliche Alters - und Invalidenversicherung , ähnlich wie im
Reich , einrichten soll. Der Berichterstatter Rückert hob hervor ,
daß dadurch für den badischen Staat ein jährlicher Aufwand
von 210 000 Ml erwachsender bei einer Ausdehnung der Zn -
satzversicherung für die Staatsarbeiter sich auf 500 000 'JM
erhöhen würde . Die Regierung möge im Sinne des Antragsmit den gewerkschaftlichen Verbänden verhandeln und evtl . die
Verhandlungen auch auf die Staatsarbeiter ausdehnen . —«
Die Abgeordneten der verschiedenen Parteien stimmten dem
Antrag zu . Die Abstimmung wurde vertagt , um den Frak¬tionen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben .

Die Abgeordneten von Au u . Gen . beantragten Maßnahmen
zur Linderung der Not der durch Frostschäden betroffenen
Hauseigentümer , Begehrt wird die Hergabe von Gemeinde »
darlehen und Nachlaß der Gebäudesondersteuer . Der Bericht -
erstatter beantragt , den von Au 'schen Antrag als durch die
Maßnahmen der Regierung für erlidigt zu erklären . Dieser
Antrag wurde angenommen .

Ein Gesuch der Tierärztekamrner in Lörrach über das frei «
willige Tuberkulosetilgungsvrrsahren bei Rindern wird der
Regierung zur Kenntnisnahme überwiesen . Verschiedene Ge -
suche wegen Beschädigung der Gemeinde - und Kreiswege durch
Verkehrsumleitungen im Neckartal werden , da es sich um Um -
leitungen handelt , die durch hessische Behörden veranlaßt sind ,
für erledigt erklärt .

Abwehr ver Mnschleppnng ver Kirschfliege
Am 15 . Mai d . I . wird die mit Zustimmung des ReichsratS

erlassene ReichSverordnvng zur Abwehr der Einschleppunq der
Kirschfliege in Kraft treten , wonach die Einfuhr von rohen !
Kirschen , die von Kirschsliegenmaden befallen oder des Befalls
verdächtig sind , über die Zollgrenzen des Reichs bis auf wei -
teres verboten ist. Rohe Kirschen dürfen von diesem Ze,tp » nSt
an ilur noch über die von der Reichsregierung bestimmten Zoll -
stellen und nur unter der Bedingung eingeführt werden , daß
jede Kirschensendung von einem von der Geineindebehörde des
UrsprungsortS ausgestellten Ursprungszeugnis und weiter von
einem Zeugnis eines amtlichen Pflanzeuschutzsachverstäudlgen
des Ursprungslandes begleitet ist, aus dem hervorgeht , daß die
in der Sendung enthalteneil Kirschen von einem amtlichen
Pflanzenfchutzsachberständigen untersucht und frei von Kirsch-
fliegenmaden befunden worden sind . Ferner muß eine an der
Zollstelle auf Kosten des Verpflichteten vorgenommene Unter »
snchung auf Kirschfliegenmaden die Unverdächtigkeit der Sen »
dung ergeben .

Ans ver basische»» Jndnstrie
Lohn - und Tarifeinigung im Pforzheimer Schmuckwaren »

gewerbe . Am 22 . April wurde zwischen dem Arbeitgeberverband
und den Metallarbeiterverbänden vor dem Schlichtungsaus -
schuß eine Vereinbarung getroffen , nach der der Tarifspitzen -
lohn ab 1 . August 1929 von 81 [Rtf in der Stunde um 2 äpf ,und vom 1 . November d. I . an um einen weiteren Reichspfen -
nig erhöht wird . Auch die Lehrlingsvergütung hat eine An -
derung insofern erfahren , als vom 1 . August 1929 an in den
ersten zwei Lehrjahren die Erhöhung 1 fflof und in der übrigen
Lehrzeit 2 Jitf pro Stunde beträgt . Breiter ist die Akkord-
grundlage von 92 Jlfif , ebenfalls vom 1 . August 1929 an , um
2 SRnf und vom 1 . November d . I . an um einen weiteren
Reichspfennig erhöht worden . Die mimnehr getroffene Ver¬
einbarung ist bis 1 . Mai 1930 gültig . Der Manteltarif , der
von seiten der Metallarbeiterverbände gekündigt worden war ,
ist bis zum gleichen Zeitpunkt 1930 verlängert worden .

Kleine Chronik
In der Bronzefabrik Eckersmühlen in Roth bei Nürnberg

entstanden im Anschluß an einen kleinen Brand drei Alumi¬
niumstaubexplosionen . Eine Brandmauer der Fabrik wurd «.
zur Seite gedrückt , die Inneneinrichtung stark beschädigt , di «
Dächer zertrümmert . Eine in der Nähe liegende Scheune
wurde durch die Explosion abgedeckt. Von den Arbeitern ist
niemand verletzt .

In Meiderich ( Ruhrgebiet ) wurde das fünfjährige Kind eines .
Drehers von einer Dogge angefallen und zerfleischt . Das Kind
ist gestorben .

Der Direktor und zwei Angestellte einer Filiale der SonetS
generale de credit indnstriel et eommercial in Paris sind we»
gen Unterschlagung von 1v Millionen Franken Kundengeldern ,
die sie zu eigenen Spekulationen an der Börse benutzten , ver -
haftet worden .

Drei Kinder einer Familie fanden in der Nähe von Brüssel
ein verrostetes Artilleriegeschoh , das explodierte und die Kin «
der in Stücke riß .
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